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Alles ist gut gegangen,

keiner hat gepatzt: Nach

dem gelungenen Auftritt

bei der Muttertagsfeier

entspannen sich die

Mitglieder der Kindertanz-

gruppe des Heimat- und

Trachtenvereins St. Peter-

Freienstein mit ihren

Betreuern auf der

Schulwiese

LESER-REPORTER.
Dieses Foto übermittelte

uns Leser-Reporterin

Monika Schneeberger
aus St. Peter-Freienstein.

Wir danken herzlichst!

Werden auch Sie Leser-Reporterin:

SMS/MMS: 0664/81 44 744
E-Mail:

reporter@kleinezeitung.at
Internet:

www.kleinezeitung.at/reporter

Ihre Leserbriefe richten Sie bitte an

HERTHA BRUNNER leserforum@kleinezeitung.at

Fax: 0316/875-4034

per Post an Kleine Zeitung Leserbriefe,

Schönaugasse 64, 8010 Graz

Bitte geben Sie immer Ihre genaue Wohnanschrift

und Telefonnummer an

LESERBRIEFE DES TAGES

EU-Milliarden
für Dolmetscher
Deutsch soll in der EU aufgewertet werden. Das
freut unsere Leser, aber mit Einschränkungen.

ben und arbeiten wollen,
Deutsch zu lernen.

So ergibt sich für mich auch lo-
gischerweise für Politikerinnen
und Politiker, die in der EU leben
und gar in Brüssel mit ihren EU-
Kollegen arbeiten wollen, wohl
gleichermaßen die Pflicht, die
Arbeitssprache zu lernen. Aber
wie beim Staatsbürgerschaftstest
haben unsere politischen Reprä-
sentanten keine Scheu, von ande-
ren zu verlangen, was sie selbst
nicht bereit sind zu leisten.

Eva Surma, Leitring

Übersetzungen sind teuer

Es klingt gut, wenn der Debatten-
Autor meint, Deutsch verdiene
es, in der EU endlich als dritte Ar-
beitssprache anerkannt zu wer-
den. Denn man macht leider der
Öffentlichkeit auch falsch glau-
ben, dass das Englische die einzi-
ge Möglichkeit bietet, der He-
rausforderung der Mehrspra-
chigkeit zu begegnen. In Wahr-
heit aber gibt die EU für ihre
mehr als 2.500 Dolmetscher jähr-
lich 1,1 Milliarden (!) Euro bei 23
Amtsprachen mit 506 notwendi-
gen Übersetzungen aus. Und die
Wahl des Englischen als beherr-
schende Sprache war niemals
Gegenstand einer demokrati-
schen Entscheidung.

Mit ihren nur 16 Regeln, die auf
einer kleinen Visitkarte Platz ha-
ben wäre die internationale
Hilfssprache Esperanto dem Eng-
lischen weit überlegen und ihr
Erlernen erfordert in wenigen
Monaten viel weniger Mühe als
alle andere Sprachen. Englisch
aber räumt – wie jede andere Na-
tionalsprache auch – den Mutter-
sprachlern einen falschen rheto-
rischen Vorsprung ein. Univ. Doz.

Dr.Heinz-Paul Kovacic, Graz

Debatte: „Eine Lanze für die deutsche
Sprache“, 5. 5.

N
atürlich stimme ich als di-
plomierte DaF-Trainerin
(Deutsch als Fremdsprache)

dem Gastautor zu, dass es wün-
schenswert wäre, wenn Deutsch
zur Arbeitssprache innerhalb der
EU erhoben würde. Das würde
unsere Sprache aufwerten und
neue Arbeitsplätze schaffen.

Ein Bologna-Ziel ist ja auch,
dass jedes Pflichtschulkind in Eu-
ropa die Möglichkeit haben soll,
zusätzlich zur Muttersprache
zwei andere EU-Sprachen zu er-
lernen. Ein hehres Ziel in einem
Land, in dem es für fremdspra-
chige Kinder nur Kindergarten-
plätze gibt, wenn die Mutter be-
rufstätig ist.

Gleichzeitig orte ich aber, wie
Caritas-Präsident Küberl, Ratlo-
sigkeit im Bezug auf die Integra-
tion fremdsprachiger Menschen
in Österreich. Ich empfehle da-
her, mit gleichem Maß zu mes-
sen. Der Grund für die Nachfrage
nach Deutschtrainern ist die
Pflicht der Fremden, die hier le-

gen sollten Auslandseinsätze nur
mit Freiwilligen beschickt wer-
den, und jene, welche diese Ein-
sätze anregen (EU, NATO) soll-
ten auch sämtliche Kosten für
Personal, Geräte usw. überneh-
men. Denn das Heer pfeift ohne-
hin aus dem letzten Loch, Quar-
tiere sind desolat, die Bewaff-
nung ist alles andere als optimal.

Kurt Heindl, Lieboch

Banken profitieren
„In Griechenland wächst die Wut über den
harten Sparkurs“, 5. 4.

Die internationalen Großbanken
haben bei der Kreditvergabe an
die Griechen deren Bonität nicht
sorgfältig genug geprüft. Ein
schweres Versagen dieser astro-
nomisch hoch bezahlten Finanz-
elite. Nun dürfen oder müssen
die europäischen Steuerzahler
den Fehler dieser „Könner“ aus-
bügeln. Das ist wunderbar – für
die Banken.

Ignaz Unterasinger, Graz

EU und NATO sollen zahlen
„Kilometer-Limit für Radpanzer legt Aus-
bildung lahm“, 1. 5.

Jeder Pandur-Panzer darf heuer
aus Kostengründen nicht mehr
als 500 Kilometer fahren. Diese
sündteuren Geräte werden in
erster Linie für Auslandseinsätze
herangezogen. In Zeiten der
Wirtschaftskrise hat Österreich
nichts zu verschenken. Deswe-

wie dieser Pfarrer, allerdings
nicht couragiert sind, mit deutli-
chen Worten Stellung zu neh-
men.

Hermann Ploder, Rottenmann

Pröll muss handeln
Anzeigen-Kampagne des Finanzministeri-
ums: „Ich habe 23.901 Euro Schulden“

Sehr geehrter Herr Minister
Pröll, ich bedanke mich herzlich
für Ihre Information, dass ich
24.000 Euro Schulden habe und
dass es jetzt notwendig ist, dass
„wir“ handeln. Bis jetzt dachte
ich nämlich, es reicht, wenn ich
wertschöpfend arbeite und Ihnen
die Verwaltung der daraus einge-
nommenen Steuern überlasse.

Leider habe ich das offensicht-
lich falsch verstanden. Ich, für
meinen Teil, werde (hoffentlich)
noch weiterhin wertschöpfend
arbeiten, aber welchen Beitrag
werden nun Sie endlich erbrin-
gen? In großer Hoffnung aber lei-
der mit wenig Vertrauen auf das
Ergebnis. Randolf Scholz, Graz

Privatsphäre verletzt
„Das plötzliche Ende einer Dauerläufe-
rin“, 5. 4.

Eine der wenigen international
konkurrenzfähigen Sportlerin-
nen Österreichs ist vom Profi-
Sport zurückgetreten. Eva-Maria
Gradwohl wurde von Dopingjä-
gern so lange schikaniert, ver-
folgt und in ihrer Privatsphäre
verletzt, bis sie nicht mehr bereit
war, dies hinzunehmen. Die sym-
pathische Vorzeigesportlerin
wurde offensichtlich nur wegen
ihres Lebensgefährten systema-
tisch gemobbt. Hätte sie sogar für
diese private Verbindung eine
Bewilligung der Sportbürokratie
gebraucht? Wer hat die willkürli-
che Dienstreise der Kontrollor-
gane nach Kroatien angeordnet
und wer trägt die Kosten?

Dipl.-HLFL-Ing.

Hubert Braunreiter, Klaus

Deutliche Worte
„Schimpftiraden bei der Erstkommunion“,
5. 4.

Der Pfarrer von St. Veit am Vogau
hatte den Mut und spricht die
schleichende Islamisierung in
den westlichen Staaten offen an.
Ich nehme an, dass viele Politiker
und auch Verantwortliche der
christlichen Kirchen so denken

Wer sich freuen darf

Die Toten von Athen ließen
noch am selben Abend Ver-

schwörungstheorien sprießen.
Der ORF-Reporter verbreitete
sie, wohl mangels Sprach- und
Recherchekompetenz: Reiche
hätten ihre Steuerfahndungsak-
ten verschwinden lassen wol-
len. So weit, so schlecht – für
den ORF.

Die „Rettung“ Griechenlands
wird seit Wochen wenig plausi-
bel erklärt. Einigkeit scheint nur
darüber zu herrschen, dass es
sich im Kern um eine Schulden-
krise handelt. Für den Fall eines
Staatsbankrotts gibt es seit Lan-
gem ein probates Gegenmittel:
Abwertung der Landeswäh-
rung. Das trifft die ausländi-
schen Gläubiger und
schont die einheimi-
sche Bevölkerung, je-
denfalls mehr als im
Fall von Sparpaketen.
Dafür trommeln die
deutsche BILD, BZÖ
und FPÖ. Das allein
hindert wohl viele,
diese Lösung auch
nur in Erwägung zu
ziehen. Doch wäre
sie so falsch? Was
wäre, wenn Grie-
chenland am 1. Mai
aus dem Euro ausge-
treten wäre und irgendwann
wieder um Aufnahme ansucht?

Die Sanierung Griechenlands
würde ohne internationale

Kontrolle der EU-Kommission
und des Währungsfonds statt-
finden und würde wohl ebenso
schlampig erfolgen wie seiner-
zeit die Erstellung der Statisti-
ken, die zur Aufnahme Grie-
chenlands in den Euro führten.
Wie man seit Langem weiß, wa-
ren damals die Zahlen gefälscht.

Man darf also getrost anneh-
men, dass die griechische Re-
gierung ein Interesse daran hat,
unter Kuratel zu sanieren. Da
kann man der eigenen Bevölke-
rung mehr abverlangen und

doch die Schuld anderen geben.
Das – die jetzige Sanierungsva-
riante – hat außerdem den nicht
unwillkommenen Nebeneffekt,
dass die Schulden bezahlt wer-
den und sich die (Finanz-)In-
vestoren freuen dürfen. Ihr Risi-
ko bezahlen „wir“.

Das freut aber auch die ande-
ren Mitglieder der PIIGS

Gruppe, wie die maroden EU-
Staaten Portugal, Griechenland,
Italien, Irland und Spanien neu-
erdings genannt werden, weil
sie darauf zählen dürfen, dass
auch ihnen und ihren Gläubi-
gern geholfen werden wird.

Klammheimlich freut es auch
den deutschen Exportweltmeis-
ter, wenn dank des in Gerede ge-

kommenen Euros
dessen Kurs ein we-
nig nachgibt und
deutsche Exporte
damit billiger wer-
den. Und – nicht zu
vergessen – dürfen
sich schließlich die
Europäische Kom-
mission und der
Währungsfonds da-
rüber freuen, dass
ihr Einfluss und ihre
Kontrolle größer
werden. Die „Euro-
päische Wirtschafts-

regierung“ ist nach Griechen-
lands Bankrott weitaus besser
argumentierbar und der IWF
kann für seine Kontrollore
schon einmal in Athen Zimmer
reservieren.

Derweilen wird sich die Auf-
merksamkeit der Medien vor

allem der ausführlichen Schil-
derung der Ausschreitungen
vom Mittwoch widmen und
kein Journalist wird sich bemü-
hen müssen, die komplizierten
ökonomischen Zusammenhän-
ge zu erklären, die Griechen-
lands Schuldenkrise erklären
könnten.
Christian Fleck lehrt Soziologie an der

Universität Graz

Eine
Europäische
Wirtschafts-
regierung
ist nach Grie-
chenlands
Bankrott
besser argu-
mentierbar.

DIE THESE

DEBATTE

CHRISTIAN FLECK

über die Folgen des griechischen
Bankrotts und die Medien

Schulden – bei wem?
Über die Verschuldung Österreichs
wird viel berichtet. Doch wem sind
wir die 200 Milliarden Euro eigentlich
schuldig? Josef Bauer, St. Stefan

KLEINE ZEITUNG: Die Staats-
schulden betrugen 2009 ge-
schätzte 191,9 Milliarden Euro.
Das Geld stammt von institu-
tionellen Anlegern (wie z. B.
Versicherungen, Fonds), die
u. a. Staatsanleihen kaufen,
und vorwiegend von Banken,
zu einem großen Teil aus dem
Ausland. Quelle: Staatsschul-
denausschuss Nationalbank.
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